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1 Anlage 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
Sehr geehrter Herr Dr. Stadtfeld, 
 

für Ihr vorgenanntes Schreiben danken wir Ihnen. Bisher liegen uns vergleichbare Anfragen aus 

anderen Kreisen nicht vor. Allerdings nehmen Anfragen hinsichtlich der kommunalen Beschluss-

kompetenz zu Fragen von CETA-/TTIP zu. Bezüglich der kommunalen Beschlusskompetenz in 

diesen Angelegenheiten hatten wir Sie mit Sonderrundschreiben S 221/2015 vom 16.03.2015 be-

reits über die Äußerungen des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages sowie 

die Haltung des Deutschen Landkreistages hierzu unterrichtet. Ergänzend ist wegen der in diesem 

Zusammenhang inzwischen häufigen Anfragen auch bei den Schwesterverbänden ein gemeinsa-

mes Schreiben an die kommunalen Gebietskörperschaften in Vorbereitung, das aber inhaltlich 

über die Aussagen des zitierten Sonderrundschreibens wohl nicht hinausgeht. Zusammenfassend 

kann daraus entnommen werden, dass wir als kommunale Spitzenverbände die enge Sicht des 

Wissenschaftlichen Dienstes zur Frage der Beschlussfassungskompetenz kommunaler Gebiets-

körperschaften zu den genannten Freihandelsabkommen nicht teilen. Insbesondere vor dem Hin-

tergrund der Daseinsvorsorgeaufgaben und ihrer Wahrnehmungskompetenz sehen wir hier eine 

Beschlussmöglichkeit auch für kommunale Gebietskörperschaften. 

 

http://www.landkreistag.rlp.de/


Hinsichtlich der Frage zwei könnte nur darauf verwiesen werden, dass wegen der noch nicht gülti-

gen internationalen Abkommen eine Antwort derzeit nicht gegeben werden kann. Bei der Frage 

nach den Konsequenzen aus möglichen Handelsabkommen mit Kanada und USA kann aktuell nur 

auf Besorgnisse im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von Daseinsvorsorgeaufgaben geäu-

ßert werden, aber konkrete Handlungsläufe und Notwendigkeiten können derzeit nicht beschrieben 

werden. Hierzu ist die Vorlage und Auswertung endgültig abgeschlossener Verträge erforderlich. 

 

Auch bezüglich der Fragestellung zu drei und vier muss darauf verwiesen werden, dass die Frei-

handelsabkommen derzeit noch nicht abgeschlossen sind. Insofern kann eine Prüfung, inwieweit 

kommunale Planungen davon betroffen sind, auch nicht abschließend erfolgen. Gleiches gilt für 

die Frage nach Schutz demokratischer Rechte der Bürger. 

 

Inhaltlich könnte zur Positionierung der kommunalen Seite noch auf die gemeinsame Stellung-

nahme der kommunalen Spitzenverbände und des VKU verwiesen werden. Dies haben wir zu Ih-

rer Unterrichtung in der Anlage nochmals beigefügt.  

 

Abschließend könnte in einer Antwort an den Anfragenden darauf hingewiesen werden, dass die 

von ihm gestellten Fragen nicht zwingend nach dem Landesinformationsfreiheitsgesetz zu beant-

worten sind. Die wäre nur dann der Fall, wenn bereits interne Regelungen verschriftlicht worden 

wären, die einen Umgang in der von ihm abgefragten Weise mit Planungen im Zusammenhang mit 

den Freihandelsabkommen regeln würden. Dann wären die Regelungen sicher als amtliche Infor-

mationen im Sinne des § 3 Landesinformationsfreiheitsgesetzes zu werten. 

 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 
( Pitzer ) 
Beigeordneter 
 
 








